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•KOLUMNE

Nachgefragt:
Der Schleier des Nichtwissens
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Über den Autor:

Neulich erreichte mich eine 
Leser E-Mail mit nachfol-
gend sinngemäß verkürz-
tem Inhalt: Diese Kolumne 
beschäftigt sich kritisch mit 
aktuellen politischen und 
wirtschaftlichen Themen wie 
beispielsweise Notenbankpo-
litik und Euro. Die Bürger 
werden als Zahlmeister 
einer nicht besonders rosi-
gen Zukunft dargestellt. Das 
kann doch alles gar nicht 
sein, sonst würden unsere 
Politiker doch eingreifen…

Auf den ersten Blick ein 
logisch erscheinendes Argu-
ment. Im Folgenden daher 
der Versuch einer kurzen Aus-
leuchtung von Hintergründen: 

Das Hauptproblem unserer 
Zeit dürfte sein, dass es zwar 
eine Weltwirtschaftsordnung, 
aber keine Weltregierung gibt. 
Nach dem zweiten Weltkrieg 
wurde die UNO (United 
Nations Organisation) nicht 
weiterentwickelt. Ansonsten 
gibt es keine Institution auf 
der Welt, die ansatzweise die 
Aufgaben einer Weltregierung 
übernehmen könnte. Jüngere 
Versuche wie der G-20-Gipfel 
sind kläglich an den unter-
schiedlichen Interessen der 
beteiligten Staaten gescheitert 
(Klima- und Finanzpolitik sind 
gute Beispiele). Auf der ande-
ren Seite gibt es allerdings ein 
im Vergleich ausgezeichnet 
ausgeprägtes Weltwirtschafts- 
und Weltfinanzsystem, das mit 
allen zur Verfügung stehenden 

Mitteln seinen Einfluss - unter 
anderem durch hervorragende 
Lobby-Arbeit - stetig weiter aus-
dehnt. Dies ist zunächst legi-
tim, ob es langfristig klug ist, 
steht auf einem anderen Blatt. 

Auseinandersetzung 
zwischen den Blöcken

Um es griff ig zu machen, 
werfen wir den Blick auf einige 
Beispiele: Die geopolitische 
Auseinandersetzung zwischen 
den Blöcken wird härter. Die 
Bedeutung der USA gegenüber 
China nimmt Jahr für Jahr 
ab und wird auch in Zukunft 
mit an Sicherheit grenzender 
Wahrscheinlichkeit weiter 
abnehmen. Ist es in dieser 
Situation nicht mehr als ver-
ständlich, den „alten“ Westen 
unter Kontrolle zu halten, 
und wenn möglich, die Gren-
zen der eigenen Einflusssphäre 
soweit wie möglich nach Osten 
ausdehnen zu wollen? Der ein-
flussreiche US-Berater Brzezin-
ski hat bereits in den neunziger 
Jahren des letzten Jahrhunderts 
wiederholt von der Notwendig-
keit gesprochen, die Ukraine 
„herauszubrechen“. Diese Ziel-
setzung wurde auch eifrig und 
erfolgreich betrieben, bis hin 
zu einem Assoziierungsabkom-
men mit der EU sowie dem 
geplanten Nato-Eintritt der 
Ukraine. Hatte man erwartet, 
Russland würde dem Treiben so 
lange zusehen, bis die Schwarz-
meerf lotte auf Nato-Gebiet 
stationiert gewesen wäre? Wohl 

kaum. Dies rechtfertigt zwar kei-
neswegs die völkerrechtswidrige 
Annektion der Krim, erklärt sie 
aber. Interessant ist dabei, dass 
sowohl der Westen wie auch 
Russland kompromiss los ihr 
jeweiliges Maximalziel verfolgt 
haben (die Ukraine wurde von 
beiden Blöcken vor die Wahl 
gestellt: die oder wir). Bedauer-
lich ist, dass Europa scheinbar 
nicht hinreichend erkennt, dass 
seine Interessen nicht immer 
deckungsgleich mit denen der 
USA sind. Den USA ist dabei 
kein Vorwurf zu machen, denn 
jenseits des Atlantiks hat man 
einfach andere Interessen und 
sieht es vielleicht gar nicht so 
ungern, wenn Europa an den 
Rändern ausfranst und der 
Euro nicht zur zweiten Weltleit-
währung aufsteigt. Der Vorwurf 
geht wie bei der Abhöraffäre 
oder der Lieferung von euro-
päischen Zahlungsdaten an 
die europäische Politik, die 
uneinig, zaghaft und oft auch 
unentschlossen erscheint.

Wirtschaftlich gesehen pro-
fitieren derzeit vor allem und 
immer mehr kapitalmarktfähige 
Firmen und Sperreiche, die 
ihren Einf luss, verständlicher-
weise und legitim, weiter auszu-
bauen versuchen. Verlierer sind 
dann eben Bürger und Mit-
telstand (was dieser allerdings 
erst beginnt zu begreifen). Eine 
Umkehrung dieses bedauerli-
chen Trends ist allerdings nicht 
in Sicht, da das Interesse an 
Politik in Europa mehr und 

mehr sinkt (die Wahlbeteili-
gung bei der Landtagswahl in 
Bremen vor wenigen Tagen 
erreichte ein Rekordtief). Wenn 
es nicht gelingt, die politische 
Diskussion in der Breite wieder 
anzuheizen, wird es den ver-
hältnismäßig wenig politisch 
interessierten und engagierten 
bedauerlicherweise kaum gelin-
gen, maßgebenden Einfluss auf 
die Entwicklung der nächsten 
Jahre zu nehmen. Ein Schleier 
des Nichtwissens und des 
zunehmend auch Nichtwissen-
Wollens legt sich über die noch 
finanziell einigermaßen gesun-
den Länder Europas. 

Mitdenken und kr it isch 
nachfragen wird man aber dem 
mündigen Bürger nicht erspa-
ren können.


